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► Nr.  VO/2021/10517
öffentlich

Lübeck, 07.10.2021
Bericht
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

Bearbeitung: Karl-Heinz Bresch (E-Mail: karl-heinz.bresch@luebeck.de Telefon: 122-6134)

Bericht "Konzept zur Steuerung von Ferien- und Zweitwohnungen 
in Travemünde"
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

25.10.2021 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
08.11.2021 Wirtschaftsausschuss und Ausschuss für 

den "Kurbetrieb Travemünde (KBT)"
Öffentlich zur Kenntnisnahme

15.11.2021 Bauausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme
23.11.2021 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme
25.11.2021 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:

Auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses hat der Bauausschuss, mit Beschluss vom 
16.11.2020, den Bürgermeister aufgefordert, der Bürgerschaft bis Juli 2021 ein Gesamtkon-
zept für die Begrenzung der Umwandlung von Wohnraum in Ferien- und Zweitwohnungen in 
Travemünde vorzulegen. Vor Genehmigung der Anträge auf Umnutzung von Wohnraum in 
Ferienwohnungen werden diese dem Bauausschuss solange vorgelegt, bis das Konzept 
vorliegt (VO/2020/09452 mit Änderungen beschlossen).

Das Konzept konnte aufgrund von Bearbeitungsengpässen im Bereich Stadtplanung und 
Bauordnung nicht mehr vor der Sommerpause 2021 vorgelegt werden. 

In der Bürgerschaft wurde daher am 26.08.2021 auf Anfrage des BM Lars Lehrke (Die Un-
abhängigen) nachgefragt, wann mit der Vorlage eines Gesamtkonzeptes für die Begrenzung 
der Umwandlung von Wohnraum in Ferien- und Zweitwohnungen in Travemünde zu rechnen 
sei (VO/2021/10321).

Das angeforderte Konzept wurde im Bauausschuss am 18.08.2021 in Grundzügen inhaltlich 
vorgestellt. Das ausformulierte Konzept mit überarbeiteten Plänen wird hiermit vorgelegt 
(siehe Anlage 1).

Bericht:

siehe Anlage 1.
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Anlagen:

Anlage 1: Konzept zur Steuerung von Ferien- und Zweitwohnungen in Travemünde
Anlage 2: Tourismus und Fremdenbeherbergung
Anlage 3: Entwicklungsziel Schutz des Wohnens

Senatorin Joanna Hagen
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